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1. Planungsgrundlagen 

1.1. Planungsanlass und Planungsziele 

In der Gemeinde Schönberg haben mehrere Betriebe Erweiterungsbedarf und stre-

ben eine Erweiterung und Neubebauung auf einem größeren und besser geeigne-

ten Grundstück an. Mit der vorliegenden Planung soll in dem vorgesehenen Gebiet 

die Schaffung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben ermöglicht wer-

den. Zusammen mit Wohnnutzungen wird eine vielfältige Durchmischung des Ge-

biets erreicht. Damit soll sich das Gebiet in den durch unterschiedliche Nutzungen 

geprägten östlichen Ortseingang an der L 92 einfügen. Darüber hinaus ist vorgese-

hen, in einem kleineren Bereich eine Pkw-Stellplatzfläche für den südwestlich an-

grenzenden Sportplatz zu schaffen. Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 1,7 ha. 

1.2. Übergeordnete Planungsvorgaben 

Im Landesentwicklungsplan (2010) ist Schönberg als im Ordnungsraum um Hamburg 

liegend dargestellt und befindet sich östlich der A21 zwischen Kiel und Schwarzen-

bek. In den Ordnungsräumen ist unter Berücksichtigung der ökologischen und sozia-

len Belange eine differenzierte Weiterentwicklung des baulichen Verdichtungspro-

zesses und eine dynamische Wirtschafts- und Arbeitsentwicklung anzustreben. Die 

Anbindungen an die nationalen und internationalen Waren- und Verkehrsströme 

sollen dabei sichergestellt werden und Gewerbe- und Industrieflächen sollen ausrei-

chend vorhanden sein.  

In den Ordnungsräumen gilt folgender Rahmen für die Wohnungsbauentwicklung: 

Bezogen auf den Wohnungsbestand am 31.12.2009 können im Zeitraum von 2010 bis 

2025 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 15 % gebaut werden. Zum Stichtag 

bestanden in der Gemeinde 474 Wohnungen, der wohnbauliche Entwicklungsrah-

men bis 2025 beträgt demzufolge bis zu 71 Wohnungen, wobei errichtete Wohnun-

gen seit 2010 in Abzug zu bringen sind. 

In der Karte zum Regionalplan findet sich ebenfalls die Darstellung der Zugehörigkeit 

zum Ordnungsraum Hamburg. Die Gemeinde Schönberg liegt außerhalb der Sied-

lungsachsen und besonderen Wirtschaftsräume, die Bautätigkeit soll sich demnach 

primär am örtlichen Bedarf orientieren. Bei Neuansiedlungen gewerblicher Nutzun-

gen ist hierbei auf eine flächensparende Bauweise zu achten. Bei der Ausweisung 

neuer Bauflächen, in denen auch gewerbliche Nutzungen möglich sein sollen, ist auf 

eine städtebaulich verträgliche Zuordnung zu benachbarten Wohngebieten zu ach-

ten. Durch landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen sind diese Bauflächen scho-

nend in die Umgebung einzupassen. 

Allgemeines Ziel für Gemeinden im Ordnungsraum außerhalb der Achsen ist der Er-

halt der landschaftlich betonten Struktur. Die Räume sollen in ihrer Funktion als Le-

bensraum für die Bevölkerung, als ökologische Funktions- und Ausgleichsräume, als 
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Naherholungsgebiete, als Standorte für die Land- und Forstwirtschaft sowie für den 

Ressourcenschutz gesichert werden. Die Ortslage Schönberg liegt eingebettet in 

einem Regionalen Grünzug, dessen nördliche Begrenzung jedoch deutlich südlich 

von Franzdorf liegt. Zwischen Schönberg und Franzdorf ist ein schmaler, von Nord-

westen nach Südosten reichender Bereich mit einer besonderen Bedeutung für Na-

tur und Landschaft eingetragen. Es handelt sich dabei um einen Ausläufer des 

Schönberger Moores mit seiner Verlängerung nach Nordwesten. 

Im Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein von 1999 werden überregionale Rah-

menaussagen getroffen. Die Gemeinde liegt demnach in einem Raum für eine 

überwiegend naturverträgliche Nutzung. Ziel ist es, diese Räume zu sichern und zu 

entwickeln, Natur und Ressourcen sollen durch eine überwiegend naturverträgliche 

Nutzung geschützt werden. Die Schwerpunkte werden dabei thematisch gesetzt. 

Schönberg ist insgesamt als „Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Bewahrung 

der Landschaft, ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie als Erholungsraum“ aus-

gewiesen. In der Sonderkarte Förderungsgebiete der Biotope im Agrarbereich ist fast 

das gesamte Gemeindegebiet als Fördergebiet ausgewiesen. 

Der Landschaftsrahmenplan (Stand September 1998) zeigt für Schönberg die Lage in 

einem Raum mit besonderer Bedeutung für Erholung. Weite Teile östlich der Ortslage 

Schönberg (Schönberger Zuschlag) sind als Raum mit besonderen ökologischen 

Funktionen ausgewiesen. Das Schönberger Moor ist als Feuchtgebiet sowie Schwer-

punktbereich im landesweiten Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem gekenn-

zeichnet. Vom Moor aus Richtung Nordwesten erstreckt sich ein Bereich, der als 

Hauptverbundachse im Biotopverbund gekennzeichnet ist. Östlich der Ortslage 

Schönbergs ist teilweise eine Begrenzung der baulichen Entwicklung aufgezeigt. Die 

Schönau ist als Nebenverbundachse im Biotopverbundsystem markiert. Im Bereich 

der Hauptverbundachse zwischen Schönberg und Franzdorf ist ein geplantes Natur-

denkmal (Stieleichen-Birken-Wald) eingetragen. 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Schönberg zeigt im Bestand für das Plangebiet 

anlehmigen Sand. Nördlich angrenzend an das Plangebiet wird ein Knick bzw. ein 

Ziergebüsch aus überwiegend einheimischen Gehölzarten gezeigt. Die Entwick-

lungsdarstellungen sehen im südwestlichen Bereich, parallel zum bestehenden 

Sportplatz, eine neue Grünfläche vor, ansonsten werden die Bestandsdarstellungen 

übernommen. 

1.3. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt für das Plangebiet hauptsächlich 

gemischte Baufläche dar. In einem kleineren Teilbereich werden Flächen für Sport- 

und Spielanlagen bzw. Parkplatz dargestellt. Eine Entwicklung aus dem Flächennut-

zungsplan gem. § 8 (2) BauGB ist gegeben.  
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Auszug aus der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Schönberg 

1.4. Plangebiet 

Das Plangebiet liegt südlich der zentralen Ortslage. Es wird bislang als Ackerfläche 

genutzt, darüber hinaus besteht die landwirtschaftliche Nutzung auch weiter Rich-

tung Osten und Süden. Der benachbarte Sportplatz grenzt im Südwesten an. West-

lich befindet sich das Gelände einer Schlachterei. Im Norden wird das Plangebiet 

durch die „Alte Poststraße“ begrenzt. Nördlich davon existieren Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen. Im Plangebiet bestehen deutlich unterschiedliche Geländehöhen, 

so steigt das Gelände Richtung Norden stark an und liegt am nördlichen Rand rd. 

5 m höher als die Bereiche am südlichen Rand in ca. 80 m Entfernung. 

Im Norden: Südliche Straßenbegrenzungslinie der Straße „Alte Poststraße (L 92)“. 

Im Osten: Westliche Grundstücksgrenze des Flst. 92 und Teilungslinie durch das Flst. 93. 

Im Süden: Teilungslinie durch die Flst. 90 und 93. 

Im Westen: Westliche Grundstücksgrenze der Flst. 90 und 93. 
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Lage des Plangebietes in der Gemeinde Schönberg 

2. Umweltbericht mit landschaftspflegerischer Begleitplanung 

Zur Wahrung der Belange des Umweltschutzes gem. §§ 1 (6) Nr. 7, 1a BauGB wird 

eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-

auswirkungen ermittelt werden. Der Umfang und Detaillierungsgrad der Untersu-

chungen wird durch die Gemeinde festgelegt. Es erfolgte eine frühzeitige Abstim-

mung mit den entsprechenden Fachbehörden im Rahmen der Beteiligung nach 

§ 4 (1) BauGB, insbesondere zur Abgleichung der Erfordernisse hinsichtlich des Unter-

suchungsrahmens. In der Umweltprüfung betrachtet werden die durch die Planung 

zu erwartenden Auswirkungen auf das Gebiet und die Umgebung. Seitens der 

Fachbehörden wurden Anregungen zum Landschaftsbild, zum Bodenschutz, zum 

Immissionsschutz und zur Wasserwirtschaft vorgebracht. 

In der Umweltprüfung erfolgt eine Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-

kungen, die durch die zu Grunde liegende Planung erwartet werden. Dabei erfolgt 

eine Gliederung in Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes, eine Prog-

nose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung, so-

wie geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen. Die naturschutzfachliche Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung 

ist in Anlehnung an den Erlass ‘Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

zum Baurecht, Gemeinsamer Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirt-

schaft, Umwelt und ländliche Räume und des Innenministeriums vom 09.12.2013‘, 
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sowie dessen Anlage durchzuführen. Die Maßnahmenbeschreibung beinhaltet die 

landschaftspflegerische Begleitplanung. Damit sind alle Maßnahmen umfasst, die 

die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur und Landschaft sicherstellen. 

Nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist über die Belange des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege im Bauleitplan unter entsprechender Anwen-

dung der §§ 14 und 15 BNatSchG nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden, 

wenn aufgrund einer Aufstellung, Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplanes Ein-

griffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Darüber hinaus sind im Sinne des 

§ 1a (2) BauGB die in § 2 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) genannten Funkti-

onen des Bodens nachhaltig zu sichern sowie die artenschutzrechtlichen Bestim-

mungen des § 44 (1) BNatSchG zu berücksichtigen. 

2.1. Einleitung 

2.1.1. Inhalte und Ziele des Bauleitplans 

In der Gemeinde Schönberg besteht ein hoher Wohnraum- und Gewerbeflächen-

bedarf. Durch die vorliegende Planung sollen Ackerflächen und eine Nitrophytenflur 

zu Wohnbau- und Gewerbeflächen sowie Flächen für Sportanlagen entwickelt wer-

den. Es ist beabsichtigt, ein neues Siedlungsgebiet mit rd. 6 Baugrundstücken zu 

schaffen. 

Das Plangebiet stellt im Bestand hauptsächlich Acker dar, welcher im Norden von 

einem Gehölzstreifen begrenzt wird. Im Südwesten des Plangebietes befindet sich 

eine Nitrophytenflur. Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 1,7 ha. Die städtebau-

liche Erweiterung des Siedlungskörpers in südöstliche Richtung findet im Außenbe-

reich statt, die Eingriffsregelung ist anzuwenden. 

2.1.2. Für die Planung bedeutsame Fachgesetze und Fachpläne 

Nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB sind Belange des Umweltschutzes einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen, nach § 1a BauGB sind die 

umweltschützenden Belange in der Bauleitplanung einzustellen und nach 

§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz sind schädliche Umweltauswirkungen auszu-

schließen. 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zielt auf die Sicherung der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, der Regenerationsfähigkeit und der nachhal-

tigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter ab. Das Gesetz wird im Rahmen der natur-

schutzfachlichen Eingriffsregelung berücksichtigt. 

Das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) hat die Sicherung und Wiederherstellung 

der nachhaltigen Funktionen des Bodens zum Ziel. In der Planung wird diesem Ziel 
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durch einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden im Hinblick auf mögliche 

Versiegelungen, Auf- und Abgrabungen sowie Bodenverdichtungen entsprochen. 

Ziel des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) ist der Ausschluss schädlicher 

Umweltauswirkungen. Dieser Belang fließt in die fachliche Betrachtung mit ein und 

wird bei Erfordernis über Lärmschutzfestsetzungen und Abstandsregelungen berück-

sichtigt. 

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie Aussagen zur Berücksichti-

gung in der Planung sind unter Ziffer 1.2. der Begründung aufgeführt. 

Der Landschaftsplan zielt auf die Sicherung örtlicher Erfordernisse und Maßnahmen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege ab. Abweichungen hiervon wurden 

bei der Aufstellung der vorliegenden Bauleitplanung aus naturschutzfachlicher Sicht 

beurteilt (vgl. Belang g in Abs. 2.1.2). 

Luftreinhalte- oder Lärmminderungspläne liegen für den Plangeltungsbereich nicht 

vor. 

2.2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Die naturschutzfachliche Eingriffsbilanzierung ist in Anlehnung an den Erlass ‘Verhält-

nis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, Gemeinsamer Erlass 

des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

und des Innenministeriums vom 09.12.2013‘, sowie dessen Anlage durchzuführen. 

Bei Nichtdurchführung der Planung verbleibt es bei der bisherigen landwirtschaftli-

chen Nutzung und damit aufgrund dieser langjährigen Nutzung beim Ist-Zustand der 

abiotischen und biotischen Bedingungen. Bei Aufgabe der bisherigen Nutzung 

kommt es zu einer sukzessiven Entwicklung der Fläche, wodurch langfristig Wald ent-

steht. 

a) Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Wirkungsgefüge zwischen 

ihnen, biologische Vielfalt, Landschaft 

Tiere, Pflanzen (Bestand): Das Plangebiet wird im Bestand als Acker bewirtschaftet 

und nördlich von einem Gehölzstreifen begrenzt. Im Südwesten des Plangebietes hat 

sich eine Nitrophytenflur eingestellt. Die größeren Bäume entlang der Alten Poststra-

ße haben ein Potential für Fledermausquartiere. In dem Gehölzstreifen finden zudem 

heimische Brutvogelarten einen Lebensraum. Ein Vorkommen der Haselmaus ist hier 

hingegen unwahrscheinlich, da keine Verbindung zu einem geschlossenen Ge-

hölzsystem besteht. Die Ackerfläche selbst ist in diesem Zusammenhang nur von ge-

ringer Bedeutung. Bei den Arten des Offenlandes können zwar Arten, wie Rebhuhn, 

Schafstelze und Feldlerche vorkommen, jedoch sind aufgrund der angrenzenden 
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Siedlungsbereiche keine guten Lebensraumbedingungen für diese Arten vorhanden. 

Dennoch kann das Plangebiet einen Teillebensraum für diese Arten darstellen. Für 

Amphibien und Reptilien bestehen im Plangebiet kaum geeignete Lebensraumstruk-

turen. 

Tiere, Pflanzen (Prognose): Der Gehölzstreifen am nördlichen Plangebietsrand bleibt 

größtenteils bestehen, so dass potentielle Fledermausquartiere erhalten werden 

können. Für die Erschließung des Plangebietes müssen lediglich eine mittelgroße Lin-

de (Stammdurchmesser ca. 0,40 m) sowie ca. 12 m² Ligustersträucher entfernt wer-

den. Durch den Erhalt des Großteils des Gehölzstreifens und einen 3 m breiten 

Schutzstreifen zur geplanten Bebauung können Eingriffe in die Lebensräume ge-

büschbrütender Vogelarten verhindert werden. 

Für die Arten des Offenlandes bestehen keine gut geeigneten Lebensraumbedin-

gungen, trotzdem kann der Lebensraum durch die vorgesehene Planung einge-

schränkt werden. Für die genannten Arten Schafstelze, Feldlerche und Rebhuhn wird 

je ein Teil-Revier/Brutplatz verloren gehen. Unüberwindbare artenschutzfachliche 

Hindernisse werden mit Umsetzung des Planes nicht erwartet. 

Tiere, Pflanzen (Maßnahmen): Für mögliche kompensationsbedürftige Beeinträchti-

gungen des Schutzgutes Arten und Lebensgemeinschaften unterscheiden die Hin-

weise des angewendeten Ausgleichserlasses zwischen Flächen mit einer allgemei-

nen Bedeutung für den Naturschutz und solchen mit einer besonderen Bedeutung 

für den Naturschutz. Dabei wird davon ausgegangen, dass in der Regel nur auf Flä-

chen mit einer besonderen Bedeutung für den Naturschutz erhebliche oder nach-

haltige und damit auszugleichende Beeinträchtigungen von Arten und Lebensge-

meinschaften auftreten.  

Der Gehölzstreifen am nördlichen Plangebietsrand ist ein Landschaftselement von 

besonderer Bedeutung für den Naturschutz. Für den Anschluss der geplanten Er-

schließungsstraße an die alte Poststraße ist eine Linde sowie ca. 12 m² Ligustersträu-

cher am westlichen Rand des Gehölzstreifens zu entfernen. Der Wegfall der Liguster-

sträucher kann aufgrund der geringen Menge und Qualität in ausreichendem Maße 

durch die Anlage eines Pflanzstreifens mit Bäumen entlang der südöstlichen Plange-

bietsgrenze kompensiert werden. Der Ausgleich für die zu fällende Linde ist in Anleh-

nung an den Knickerlass vom 20. Januar 2017 zu ermitteln. Demnach ist für die Ent-

fernung der Linde mit einem Stammumfang von ca. 1,30 m ein Ausgleich im Verhält-

nis 1 : 2 nachzuweisen, was insgesamt 2 Ersatzbäumen entspricht. Durch die Pflan-

zung von Bäumen entlang der südöstlichen Plangebietsgrenze kann für den Wegfall 

der Linde ausreichend Ausgleich geschaffen werden. Um Verbotstatbestände in 

Bezug auf potentiell vorkommende Gebüschbrüter in dem Gehölzstreifen zu umge-

hen, sollten die Ligustersträucher gem. § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG nur zwischen 

dem 1. März und 30. September entfernt werden. Die ökoklogische Funktion der vom 

geringen Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Brutvögeln bleibt 

im räumlichen Zusammenhang erhalten (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG). Damit liegt 
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kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor. Der zu erhaltene Ab-

schnitt des Gehölzstreifens mit Lebensraumfunktion heimischer gehölzbrütender Brut-

vogelarten sind gem. DIN 18920 während der Baumaßnahmen ausreichend zu 

schützen, so dass keine Tötung geschützter in den Gehölzen lebender Tierarten zu 

erwarten ist. 

Vogelarten des Offenlandes werden durch die Planung teilweise beeinträchtigt, 

auch wenn keine gut geeigneten Lebensraumbedingungen im Plangebiet vorhan-

den sind. Es wird ein Ausgleich mit einer Flächengröße von 500 m² erforderlich, dieser 

Ausgleich wird mit der Inanspruchnahme des Ökokontos erbracht. 

Fläche, Boden, Wasser (Bestand): Derzeitig handelt es sich bei dem Plangebiet um 

eine unbebaute Fläche, welche in direkter Nachbarschaft zu Siedlungsflächen liegt. 

In der naturräumlichen Gliederung liegt die Gemeinde Schönberg im Naturraum 

Schleswig-Holsteinisches Hügelland und gehört zur Teillandschaft des Stormarner 

Endmoränengebietes. Bei dem vorherrschenden Leitbodentyp im Plangebiet han-

delt es sich um Pseudogley-Parabraunerde. Die Bodenart im Plangebiet stellt 

Lehmsand über Sandlehm dar. Die vom Eingriff betroffenen Flächen des Plangebie-

tes sind heute unversiegelt. Sie werden als Acker bewirtschaftet bzw. stellen in einem 

untergeordneten Bereich eine Nitrophytenflur dar. Auf den Ackerflächen ist von ei-

nem Einsatz von Düngemitteln und Bioziden im Rahmen einer zulässigen landwirt-

schaftlichen Nutzung auszugehen, der Bodenhaushalt ist diesbezüglich zum Teil vor-

belastet. Betroffen sind Böden, die nach dem Landwirtschafts- und Umweltatlas 

Schleswig-Holsteins bezüglich ihrer Bodenfunktionen keine besondere Bedeutung 

haben. Der Landschaftsplan trifft keine Aussagen zur Bedeutung der Böden für die 

Grundwasserneubildung. Aufgrund der teilweise bindigen Bodenverhältnisse (Ge-

schiebedecksand über Geschiebelehm/-mergel) ist die Wasserversickerungsrate 

tendenziell geringer. Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

In dem angefertigten Bodengutachten (Ingenieurbüro für Geotechnik, Dipl.-Ing. 

Torsten Pöhler, November 2017) wurden die Baugrund- und Grundwasserverhältnisse 

im Plangebiet untersucht und beurteilt. Im Ergebnis ist festzustellen, dass im Bereich 

des Plangebietes stellenweise ein ausgeprägter Mutterboden anzutreffen ist. Darun-

ter folgen im Bereich der geplanten Verkehrsfläche schwach schluffige und schluffi-

ge Sande. Im Bereich des Mischgebietes folgen schwach schluffige, schluffige und 

stark schluffige Sande. Teilweise werden diese Sande durch eiszeitliche Geschiebe-

böden (entkalkter Geschiebelehm und kalkhaltiger Geschiebemergel) in weich-

steifer und steifer Konsistenz überlagert. In den Geschiebeböden sind bereichsweise 

dünne Sandstreifen eingelagert. In den Bereichen der Fläche für Sportanlagen mit 

der Zweckbestimmung Parkplatz befindet sich eiszeitlicher, bindiger, gemischtkörni-

ger Geschiebelehm in steifer Konsistenz. Darunter und teilweise auch schon höher 

stehen schwach schluffige, schluffige und stark schluffige Sande an. Diese Sande 

werden stellenweise durch eiszeitliche, gemischtkörnige, bindige Geschiebeböden 

unterlagert, die als entkalkter Geschiebelehm und kalkhaltiger Geschiebemergel in 
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steifer Konsistenz angetroffen wurden. In den Geschiebeböden sind zum Teil dünne 

Sandstreifen eingelagert. 

Das Grundwasser steht im Plangebiet mind. etwa 2,1 und max. etwa 4,6 m unter OK- 

Gelände an. Es handelt sich hierbei um einen größeren Grundwasserraum in den 

Sanden ab diesen Tiefen. Die Geschiebeböden sind als bodenmechanisch nahezu 

wasserundurchlässige Böden nicht grundwasserführend. Es ist mit Schwankungen des 

Grundwasserspiegels zu rechnen. Nach Niederschlägen ist in Bereichen mit gelän-

denah anstehendem bindigen Geschiebelehm mit Stauwasserzuflüssen aus Sanden 

oberhalb des als Wasserstauer wirkenden Geschiebelehms zu rechnen. Der höchste 

Stauwasserstand ist in Geländehöhe anzunehmen. 

Fläche, Boden, Wasser (Prognose): Die Umsetzung der Planung hat einen Flächen-

verbrauch zur Folge. Aufgrund der geringen Plangebietsgröße und dem direkten 

Anschluss des Gebietes an die vorhandenen Siedlungsflächen, ist der Flächenver-

brauch insgesamt als gering und vertretbar einzuschätzen. Von einer Erheblichkeit 

wird daher nicht ausgegangen. 

Das Planvorhaben führt zu einer Überbauung der bestehenden Bodenfunktionen. In 

derzeit unversiegelten Flächen wird die Bodenfauna vernichtet, die Bodenatmung 

und Oberflächenwasserversickerung wird stark behindert und die Flächen verlieren 

ihre potentielle Funktion als Vegetationsstandort. Es erfolgt eine vollständige Heraus-

nahme der überbaubaren Flächen aus den natürlichen Kreisläufen. Betroffen sind 

Böden, die nach dem Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holsteins bezüg-

lich ihrer Bodenfunktionen keine besondere Bedeutung haben.  

Der Eingriff erfolgt durch die geplante Überbauung und die damit einhergehende 

zusätzliche Versiegelung, wodurch sich die potentiell versickerungsfähige Oberflä-

che erheblich verringert. Die Zunahme der Versiegelung führt zu einem höheren und 

schnelleren Abfluss des Niederschlagwassers und verringert somit die Grundwasser-

neubildung. Darüber hinaus geht durch die Versiegelung und die Verdichtung des 

Bodens Bodenfilterkapazität verloren. 

Gemäß Bodengutachten sind die anstehenden Böden im Plangebiet voraussichtlich 

ausreichend tragfähig und müssen daher nicht ausgetauscht werden. Aufgrund der 

angetroffenen Grundwasserverhältnisse ist auf der Baustelle eine offene Wasserhal-

tung zur Fassung von Tag-, Schicht- und Stauwasserzuflüssen vorzuhalten. Eine Versi-

ckerung von Niederschlagswasser ist im Plangebiet im nordwestlichen, westlichen 

und mittleren Bereich möglich. Diese Versickerungsmöglichkeiten reichen jedoch 

nicht aus. Südlich des Plangebietes soll deshalb ein bestehender Teich zu einem Re-

genrückhaltebecken ausgebaut werden, das Böschungsneigungen von 1 : 2 oder 

flacher aufweisen wird. Um das Becken abzudichten, ist eine Dichtungsschicht aus 

bindigem Boden in einer Dicke von mind. 30 cm einzubauen. Die Vorflut zum Regen-

rückhaltebecken und die Vorflut für das Regenrückhaltebecken werden in einer 
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verrohrten Bauweise errichtet. Die geplanten Anlagen zur Niederschlagswasserablei-

tung und Versickerung werden in einem, von diesem Verfahren unabhängigen und 

gesonderten Landschaftspflegerischen Begleitplan beschrieben und bewertet. Hier 

werden auch ggf. erforderliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen aufgeführt, eine 

weitergehende Betrachtung dieser außergebietlichen Eingriffe und ihrer Auswirkun-

gen auf die Natur ist im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens daher 

nicht notwendig. 

Fläche, Boden, Wasser (Maßnahmen): Die Festsetzung zur offenen Bauweise ermög-

licht die Option zum flächensparenden Bauen, z. Bsp. in Gestalt von Mehrfamilien-

häusern, was eine Verringerung des Eingriffs zur Folge hat. Die Festsetzungen zur 

Grundflächenzahl begrenzen die überbaubare Fläche. Die Festsetzung zur Verwen-

dung wasserdurchlässiger Beläge für Zufahrten, Stellplätze und Wege auf den priva-

ten Baugrundstücken minimieren den Eingriff in den Boden und das Schutzgut Was-

ser. Eine Beeinträchtigung des Oberbodens kann durch einen schonenden Umgang 

während der Bauphase weitgehend vermieden werden. 

Zur Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers werden Rohrleitungen im Verlauf 

der öffentlichen Verkehrsflächen angelegt, welche in ein Regenrückhaltebecken 

südlich des Plangebietes entwässern. Von hier aus soll das anfallende Wasser in eine 

weitere Ablaufleitung geleitet werden. 

Allgemein ist von einer nachhaltigen Veränderung des Bodenhaushaltes auszuge-

hen, so dass die Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen notwendig ist. Der Aus-

gleich eines Eingriffs in den Bodenhaushalt ist lediglich in sehr begrenztem Umfang 

möglich, da er in der Regel nur durch die Entsiegelung von Flächen bzw. die Wie-

derherstellung der Bodenfunktionen durchführbar ist. Derartige Flächen finden sich 

nur in seltenen Fällen in einem Plangebiet, es muss daher auf Ersatzmaßnahmen 

ausgewichen werden. Die Hinweise des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten 

sehen als Ersatz für einen Eingriff in das Schutzgut Boden die Anlage eines naturna-

hen Biotops auf ehemals intensiv landwirtschaftlich genutzter Fläche vor. Dabei sind 

versiegelte Gebäudeflächen und versiegelte Oberflächenbeläge in einem Verhält-

nis von mind. 1 : 0,5 und wasserdurchlässige Oberflächenbeläge in einem Verhältnis 

von mind. 1 : 0,3 auszugleichen. 

Die aufgrund der festgesetzten GRZ und der zulässigen Überschreitungen resultieren-

de mögliche Versiegelung ist in nachstehender Tabelle aufgeführt. Entsprechend 

ergibt sich rechnerisch aus der reinen Bodenversiegelung folgender Bedarf an Aus-

gleichsfläche: 
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Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Boden 

Eingriffsflächen Vollversiegelung 

Ausgleichserfordernis 

im Verhältnis 1 : 0,5 

Teilversiegelung 

Ausgleichserfordernis 

im Verhältnis 1 : 0,3 

Summe 

Gebiet: MI 1 

Gesamtgröße: 

3.000 m² 

GRZ I: 0,5 

Vollversiegelung: 

1.500 m² 

GRZ II: 0,25 

Teilversiegelung: 

750 m² 

1.500 m² x 0,5 

750 m² 

750 m² x 0,3 

225 m² 

 

975 m² 

Gebiet: MI 2 

Gesamtgröße: 

3.310 m² 

GRZ I: 0,3 

Vollversiegelung: 

993 m² 

GRZ II: 0,15 

Teilversiegelung: 

497 m² 

993 m² x 0,5  

497 m² 

497 m² x 0,3 

149 m² 

 

646 m² 

Gebiet: MI 3 

Gesamtgröße: 

3.690 m² 

GRZ I: 0,5 

Vollversiegelung: 

1845 m² 

GRZ II: 0,25 

Teilversiegelung: 

923 m² 

1.845 m² x 0,5 

923 m² 

923 m² x 0,3 

277 m² 

 

1.200 m² 

Verkehrsflächen 

1.057 m² 

1.057 m² x 0,5 

529 m² 

-  

529 m² 

Summe Vollversiegelung: 

5.395 m² 

Ausgleichsbedarf: 

2.699 m² 

Teilversiegelung: 

2.170 m² 

Ausgleichsbedarf: 

651 m² 

Gesamtversiegelung 

7.565 m² 

Ausgleichsbedarf: 

3.350 m² 

Stand 12.12.2017 

Um die verbleibenden Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen auszugleichen, sind 

gem. vorliegender Bilanzierung auf einer mind. 3.350 m² großen Fläche bodenfunkti-

onsbezogene Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. Werden höherwertige 

Flächen entwickelt, erhöht sich der Ausgleich entsprechend der Flächenwertigkeit. 
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Luft, Klima (Bestand und Prognose): Eine besondere Bedeutung der Flächen für Kalt-

luftentstehung und/oder Kaltlufttransport liegt nach Ausführung des Landschaftspla-

nes nicht vor. Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der geringen Größe des 

Plangebiets nicht anzunehmen. Es werden keine Maßnahmen notwendig. 

Biologische Vielfalt, Wirkungsgefüge (Bestand und Prognose): Aufgrund der größten-

teils intensiven Nutzung ist im Plangebiet keine besondere biologische Vielfalt zu er-

warten. Es besteht lediglich ein geringes Wirkungsgefüge zwischen den Gehölzstruk-

turen und den angrenzenden Freiflächen. Durch den teilweisen Verlust eines Gehölz-

streifens an der nordwestlichen Plangebietsgrenze und durch die geplante Über-

bauung der angrenzenden Freiflächen im Plangebiet wird dieses Wirkungsgefüge 

teilweise unterbrochen, von einer Erheblichkeit wird dabei jedoch nicht ausgegan-

gen. 

Landschaft (Bestand): An das Plangebiet grenzen in nördliche und westliche Rich-

tungen die vorhandenen Bebauungsstrukturen der Ortslage an. Richtung Südosten 

verlaufen intensiv genutzte Ackerflächen, daran angrenzend befindet sich Wald.  

Landschaft (Prognose und Maßnahmen): Aufgrund der Ausweitung des Siedlungs-

körpers ist in Richtung Südosten von einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

auszugehen. Die festgesetzte Firsthöhe der geplanten Bebauung beschränkt diesen 

Eingriff in das Landschaftsbild. Baumpflanzungen an der südöstlichen Plangebiets-

grenze fungieren als Abschirmgrün zur freien Landschaft hin und vermindern die Wir-

kung der Baukörper zur freien Landschaft hin. Über die Festlegung einer Mindest-

dachneigung wird zudem sichergestellt, dass keine Hauptbaukörper mit Flachdä-

chern entstehen. Damit werden quaderähnliche Gebäudeformen verhindert, wel-

che in der Landschaft wie ein Fremdkörper wirken würden. 

Übersicht Eingriff/Ausgleich 

Aus der naturschutzfachlichen Eingriffsbilanzierung erwachsen zusammenfassend die 

folgenden Ausgleichserfordernisse und Ausgleichsmaßnahmen: 
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Eingriff Ausgleich 

Schutzgut Eingriffsart Erfordernis Maßnahme  Gesamt-

größe 

anrechen-

bare Größe 

Tiere, Pflan-

zen 

Verlust po-

tentieller 

Brutreviere 

von Offen-

landarten 

 

500 m² 

 

Ökokonto 

„Duvenseer 

Stubben“ 

(multifunktio-

nal. Ausgleich) 

500 m² 500 m² 

Verlust von 

rd. 12 m² 

Liguster-

sträuchern 

Flächenex-

tensivie-

rung/Gehöl

zanpflan-

zung 

Pflanzstrei-

fen mit 

Baumpflan-

zungen an 

südöstlicher 

Plange-

bietsgrenze  

 

- 

- 

- 

- 

Verlust einer 

Linde 

2 Bäume 

Boden Versiege-

lung 

3.350 m² Ökokonto 

„Duvenseer 

Stubben“ 

(multifunktio-

nal. Ausgleich) 

 

3.350 m² 3.350 m² 

Landschaft Erweiterung 

Siedlungs-

bereich 

Eingrünung 

Plangebiet 

Pflanzstrei-

fen mit 

Baumpflan-

zungen an 

südöstlicher 

Plange-

bietsgrenze  

 

  

Biologische 

Vielfalt 

 

Kein  

erheblicher 

Eingriff 

 

- 

Fläche 

 

Wasser 

 

Luft, Klima 

 

Wirkungs-

gefüge 
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b) Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 

(Bestand und Prognose): In ca. 3,5 km Entfernung in südöstliche Richtung befindet 

sich das EU-Vogelschutzgebiet „Waldgebiete in Lauenburg“ (EGV DE 2328-491). In 

ca. 3 km in südwestliche Richtung befindet sich das FFH Gebiet „2328-381 NSG Krani-

ka“. Aufgrund der großen räumlichen Entfernung bestehen keine erheblichen Aus-

wirkungen auf das genannte Schutzgebiet. 

c) Auswirkungen auf den Menschen, seine Gesundheit und die Bevölkerung 

Lärmimmissionen (Bestand und Prognose): Um mögliche Lärmimmissionen im Plan-

gebiet beurteilen zu können, wurde eine Lärmuntersuchung erstellt (Büro für Bauphy-

sik (2017): Lärmuntersuchung B-Plan 16. Gemeinde Schönberg). Untersucht wurden 

die auf das Plangebiet einwirkenden Lärmimmissionen von öffentlichen Straßen, 

Landschlachterei, Lebensmittelladen sowie Sportveranstaltungen. Die MI - Orientie-

rungswerte für Verkehrslärm in Höhe von 60/50 dB(A) werden im Plangebiet weitge-

hend eingehalten. Überschreitungen ergeben sich lediglich im Nahbereich der Alten 

Poststraße. An der der Straße am nächsten gelegenen Baugrenze ergeben sich Beur-

teilungspegel von bis zu Lr = 62/57 dB(A) tags/nachts, womit dort die Orientierungs-

werte um 2/7 dB(A) tags/nachts überschritten sind. Die Schwellwerte der Gesund-

heitsgefährdung von 70/60 dB(A) werden aber nicht erreicht. Die durch Schlachterei 

und Lebensmittelladen verursachten Gewerbelärmimmissionen halten abgesehen 

von einer marginalen Überschreitung auf einer sehr kleinen Teilfläche den Orientie-

rungswert Tags ein. Der Nachtbetrieb beider Betriebe führt jedoch zu nennenswerten 

Überschreitungen des Orientierungswertes auf einer Teilfläche. Für gewerbliche Nut-

zungen ist kein erhöhter Schutzanspruch in der Nachtzeit erforderlich. Die durch 

Sportveranstaltungen verursachten Immissionen halten die Immissionsrichtwerte in-

nerhalb des Plangebietes überall ein. 

Lärmimmissionen (Maßnahmen): Lärmschutzwände sind aus städtebaulichen Grün-

den nicht möglich. Als Lärmschutzmaßnahmen werden deshalb Maßnahmen zur 

Grundrissgestaltung und ersatzweise auch passive Lärmschutzmaßnahmen vorgese-

hen und im Bebauungsplan festgesetzt. Für den Teilbereich, bei dem erhebliche 

Überschreitungen der Nacht-Orientierungswerte vorliegen wird im Bebauungsplan 

festgelegt, dass dieser Bereich von Wohnnutzungen freizuhalten ist.  

Geruchsimmissionen (Bestand und Prognose): Östlich des Plangebietes befindet sich 

eine Landschlachterei. Dabei sind auftretende Geruchsimmissionen aus der Schlach-

tung und Tierhaltung zu beachten. Die südlich an dem Schlachtereibetrieb angren-

zende Auslauffläche dient lediglich dem privaten Tierbestand des Betriebsinhabers. 

Die gewerbliche Schlachtung findet innerhalb der baulichen Anlagen des Betriebs-

geländes statt. Anfallende Schlachtabfälle sind ordnungsgemäß in abgedichteten 

Behältern bis zur Abholung aufzubewahren. Für den Planbereich welcher der Land-

schlachterei am nächsten liegt, ist bereits aufgrund der zu erwartenden Lärmimmissi-

onen ein Ausschluss von Wohnnutzungen gegeben. Es wird in diesem Zusammen-

hang keine Erheblichkeit von Geruchsimmissionen erwartet. 
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d) Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter, sonstige Sachgüter 

(Bestand und Prognose): Seitens des Archäologischen Landesamtes können keine 

Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2) DSchG in der Neu-

fassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der Planung festgestellt werden. Es 

wird ausdrücklich auf § 15 DSchG verwiesen: Wenn während der Erdarbeiten Funde 

oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde 

unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbe-

hörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der Grundstückseigen-

tümer und der Leiter der Arbeiten. 

Die Planung initiiert Auswirkungen auf den Wert der Sachgüter. Für das neu geschaf-

fene Baugebiet ist von einer enormen Wertsteigerung der betroffenen Grundstücke 

auszugehen. Für die bereits im Bestand vorhandenen angrenzenden bebauten 

Grundstücke ist ggf. von einer geringfügigen Minderung der Grundstückswerte aus-

zugehen. Bei Einhaltung der Grenzabstände der Landesbauordnung wird nicht von 

einer Erheblichkeit ausgegangen. 

e) Emissionsvermeidung, sachgerechter Umgang mit Abfällen, Abwässern 

(Bestand und Prognose): Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien sind 

anzuwenden. Die Beseitigung von Abwässern und Abfällen erfolgt über die Entsor-

gungseinrichtungen der Gemeinde. Beim Betrieb der Entsorgungseinrichtungen sind 

die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien ebenfalls anzuwenden. Von 

einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen.  

Die mit dem geplanten Baugebiet einhergehende Versiegelung hat eine Verringe-

rung der Versickerungsfähigkeit des Bodens zur Folge. Das anfallende Oberflächen-

wasser soll zukünftig über Rohrleitungen in ein Regenrückhaltebecken südlich des 

Plangebiets eingeleitet werden. Das Wasser aus dem Regenrückhaltebecken wird 

gedrosselt in das Verbandsgewässer 1.34.19.13.1 eingeleitet. Angaben zur konkreten 

Ausgestaltung des Beckens und der Rohrleitungen werden in einem von diesem Ver-

fahren separaten Landschaftspflegerischen Begleitbericht erstellt. 

f) Nutzung erneuerbarer Energien und Energiesparsamkeit 

(Bestand und Prognose): Die Energieversorgung des Gebietes erfolgt durch An-

schluss an das Netz der Versorgungsträger in der Gemeinde. Bei der Energieerzeu-

gung bzw. -bereitstellung sowie im Rahmen der objektbezogenen Bauausführung 

sind die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien anzuwenden. Alternative 

Energieformen sind zulässig. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 
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g) Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(Bestand und Prognose): Der gemeindliche Landschaftsplan stellt den Bereich im 

Südwesten des Plangebietes als geplante Grünfläche dar. Das restliche Plangebiet 

ist als Fläche für die Landwirtschaft vorgesehen. Hierdurch liegt eine Abweichung 

vom Landschaftsplan vor. Neben den kleinteiligen Siedlungserweiterungsflächen, die 

im Landschaftsplan am nördlichen und südlichen Ortsrand vorgesehen sind, eignet 

sich jedoch aufgrund der besonderen Form des gemeindlichen Siedlungskörpers der 

zentrale Bereich der Gemeinde für eine Siedlungserweiterung. Zudem ist das Plan-

gebiet für die Ansiedlung eines Mischgebietes sowie einer Fläche für Sport- und 

Spielanlagen prädestiniert. Diese beabsichtigten Nutzungen fügen sich sinnvoll in die 

Umgebung ein und schließen die bislang an dieser Stelle bestehende großräumige 

Lücke im Siedlungskörper. Des Weiteren eignet sich das Plangebiet für eine künftige 

Siedlungserweiterung, da eine Ackerfläche mit nur geringer ökologischer Wertigkeit 

und allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz in Anspruch genommen wird. Land-

schaftsbestandteile mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz, wie der nördlich 

angrenzende Gehölzstreifen werden durch die herzustellende Erschließungsstraße 

des Plangebiets lediglich in einem kleinen untergeordneten Teilbereich beansprucht. 

h) Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in festgelegten EU-Schutzgebieten 

(Bestand und Prognose): Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien zur 

Begrenzung von Emissionen aus Feuerungsanlagen oder anderen emittierenden 

Betriebseinrichtungen sind anzuwenden. Die verkehrsbedingten Luftschadstoffe stei-

gen durch die Planung aufgrund der zu erwartenden Verkehrsstärke nur geringfügig. 

Immissionen oberhalb der Grenzwerte der 22. BImSchV sind nicht zu erwarten. Von 

einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 

i) Wechselwirkungen zwischen den Belanggruppen a - d 

(Bestand und Prognose): Im Bestand ist das Plangebiet durch eine intensive landwirt-

schaftliche Nutzung geprägt. Bedeutsame Lebensräume für Tiere sind nicht vorhan-

den. Es existieren lediglich Teillebensräume einzelner Offenlandarten, für die jedoch 

keine gut geeigneten Lebensraumbedingungen im Plangebiet vorzufinden sind. Zu-

künftig wird die bislang bestehende Ackernutzung nicht weiter fortgeführt, es kommt 

zu Versiegelungen des Bodens und durch die Schaffung von Baugrundstücken zu 

enormen Wertsteigerungen der entsprechenden Grundstücke. Die Teillebensräume 

der Offenlandarten gehen verloren. 

j) Gefahrenpotenzial des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(Bestand und Prognose): Die innerhalb des festgelegten Mischgebietes zulässigen 

Vorhaben besitzen weitestgehend ein sehr geringes Gefahrenpotential für schwere 

Unfälle oder Katastrophen. Bei den innerhalb des Mischgebietes zulässigen Tankstel-
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len sind die entsprechenden Umweltauflagen und Brandschutzbestimmungen einzu-

halten. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 

2.2.1. In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Im Rahmen der vorausgegangenen vorbereitenden Flächennutzungsplanänderung 

sind alternative Bereiche für eine Siedlungsentwicklung betrachtet und fachlich be-

wertet worden. Die Gemeinde hat sich auf Flächennutzungsplanebene für den jetzt 

näher betrachteten Bereich ausgesprochen. Im Plangebiet selbst wurden verschie-

dene Erschließungsvarianten vorgesehen. Um die Masse an notwendigen Boden-

bewegungen zu minimieren und auch in Anbetracht der Immissionswirkung durch 

die westlich angrenzende Landschlachterei wird die Erschließungsstraße am westli-

chen Rand des Plangebietes geführt und verläuft dann weiter in den zentralen Be-

reich des Plangebietes. Vor diesem Hintergrund entfallen wesentlich andere Pla-

nungsansätze. 

2.2.2. Schutzmaßnahmen bei schweren Unfällen oder Katastrophen 

Die geplanten Nutzungen sind als nicht anfällig für schwere Unfälle oder Katastro-

phen einzuschätzen, weshalb keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen solcher 

Ereignisse auf die Umwelt zu erwarten sind. Maßnahmen zur Verhinderung oder Min-

derung müssen nicht vorgesehen werden. 

2.3. Zusätzliche Angaben 

2.3.1. Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 

Die Ermittlung der Immissionen erfolgte anhand der in den anzuwendenden DIN-

Normen, technischen Anleitungen und Verordnungen (DIN 180051, TA Lärm2, 

16. BImSchV3, 18. BImSchV4) vorgegebenen Rechen- und Messverfahren. Schwierig-

keiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten. 

Die Kartierungen und Geländeaufnahmen wurden nach der Kartieranleitung und 

dem Biotoptypenschlüssel für die Biotopkartierung Schleswig-Holstein vom Landes-

amt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (Stand: Juni 2017) vorgenom-

men und spiegeln den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand wider. Schwie-

rigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten. 

Baugrunderkundung und -beurteilung: Zur Erkundung der Baugrund- und Grundwas-

serverhältnisse wurden im Plangebiet am 13.11., 14.11, 15.11 und 16.11.2017 im Auf-

                                                      
1 Schallschutz im Städtebau 

2 Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

3 Verkehrslärmschutzverordnung 

4 Sportanlagenlärmschutzverordnung 
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trag des Ingenieurbüros für Geotechnik (Düchelsdorf) durch die Firma Ruider und 

Fütterer Baugrunderkundungsgesellschaft mbH (Reinbek) insgesamt 25 Kleinramm-

bohrungen bis maximal 5,0 m unter GOK durchgeführt. Die Lagen der Baugrundauf-

schlüsse sind im Gutachten dargestellt. Bei den Untersuchungen handelt es sich um 

punktuelle Aufschlüsse, die zwischen den direkten Aufschlüssen nur Annahmen zulas-

sen und Abweichungen ermöglichen. Generell ist jedoch mit dem vorliegenden Un-

tersuchungsrahmen eine qualitativ flächige Beurteilung der Baugrundschichtungen 

möglich. Die Maßnahme ist der Geotechnischen Kategorie 2 gemäß DIN EN 1997 

und DIN 1054, aktuelle Fassung, zuzuordnen. 

2.3.2. Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Auswirkungen 

Eine Erfolgskontrolle der Maßnahmen ist abschließend durch eine Endbegehung der 

fertiggestellten Maßnahmen vorgesehen. Langfristige Folgeuntersuchungen sind 

nicht notwendig. 

2.3.3. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Durch die Festlegung eines Mischgebietes bzw. einer Parkplatzfläche wird eine ca. 

1,7 ha große Ackerflächen überplant. Dieser Eingriff erfolgt im Außenbereich, auf 

bislang unversiegelten Flächen, die Eingriffsregelung ist demzufolge anzuwenden. 

Der durch die Planung ermöglichte Eingriff in den Naturhaushalt wird als vertretbar 

angesehen. Der Eingriff durch die Flächenversiegelung kann durch die Umsetzung 

von externen Ausgleichsmaßnahmen vollständig kompensiert werden. Unüberwind-

bare artenschutzrechtliche Hindernisse bestehen nicht. 

2.3.4. Referenzliste der Quellen 

Büro für Bauphysik (2015): Lärmuntersuchung F-Plan 12. Änd. Gemeinde Schönberg. 

Büro für Bauphysik (2017): Lärmuntersuchung B-Plan 16. Gemeinde Schönberg. 

Ingenieurbüro für Geotechnik (2017): Gemeinde Schönberg, Erschließung B-Plan Nr. 

16. Baugrunderkundung und –beurteilung. Düchelsdorf. 

3. Planvorstellungen und wesentliche Auswirkungen der Planung 

Mit der vorliegenden Planung wird ein Mischgebiet am östlichen Ortausgang von 

Schönberg geschaffen. Durch die Ansiedlung von nicht wesentlich störenden Ge-

werbebetrieben mit dem Nebeneinander von Wohnnutzungen fügt sich das neue 

Gebiet in die Umgebung ein und schafft damit eine durchgängige Bebauungsstruk-

tur in diesem Bereich südlich der Alten Poststraße. Durch die Schaffung der Pkw-

Stellplatzfläche für den südwestlich angrenzenden Sportplatz wird die Funktionsfä-

higkeit des Sportareals langfristig gesichert. Aufgrund der geringen Plangebietsgröße 



Bebauungsplan Nr. 16 Gemeinde Schönberg 

___________________________________________________________________________________________ 

www.planlabor.de 21 

ist lediglich von einer geringfügigen Zunahme des Verkehrsgeschehens im Bereich 

der Alten Poststraße auszugehen, zu besonderen Sportwettkämpfen können kurzzei-

tige erhöhte Belastungen vorkommen. Die Größe des gesamten Plangebietes be-

trägt ca. 1,7 ha. 

4. Planinhalt 

4.1. Städtebau 

Die Art der baulichen Nutzung wird den Vorstellungen der Gemeinde zur Verwirkli-

chung eines Gebietes in dem Wohnnutzungen und nicht wesentlich störende Ge-

werbebetriebe vorgesehen sind entsprechend als Mischgebiet gem. § 6 BauNVO 

festgelegt. Vergnügungsstätten nach § 6 (3) BauNVO werden ausgeschlossen, da 

diese nur schwer verträglich mit den umgebenden kleinteiligen Wohnnutzungen 

sind. Die Gemeinde kann durch die Steuerung bei der Veräußerung der jeweiligen 

Grundstücke eine tatsächliche Nutzungsdurchmischung sicherstellen. Für einen klei-

nen Teilbereich des Plangebietes erfolgt ein Ausschluss von Wohnnutzungen, um den 

Immissionsschutzanforderungen gerecht zu werden. 

Das Maß der baulichen Nutzung und die Bauweise orientieren sich an der umliegen-

den Bestandsbebauung. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird räumlich differenziert mit 

0,5 bzw. für den nordöstlichen Bereich mit 0,3 festgesetzt. Mit diesen Grundflächen-

zahlen in Verbindung mit der festgesetzten offenen Bauweise werden die Nutzungs-

ansprüche und größeren Flächenbedarfe für nicht wesentlich störende Gewerbebe-

triebe berücksichtigt. Um eine allzu starke Kontrastwirkung zu der nordöstlich an das 

Plangebiet angrenzenden Wohnnutzung zu vermeiden wird das Baufeld im Bauge-

biet MI 2 kleinteiliger dimensioniert.  

Die Firsthöhe wird auf 76 m über Normalnull (NN) begrenzt, wodurch eine verträgli-

che Höhenentwicklung mit der Umgebung beabsichtigt ist. Aufgrund des nach Nor-

den hin deutlich ansteigenden Geländeniveaus ist in diesen Bereichen eine Höhen-

entwicklung der Baukörper deutlich zu beschränken, um einer überragenden Wir-

kung einzelner Gebäude entgegenzuwirken. In Richtung Süden zur freien Landschaft 

hin können größere Baukörper entstehen. Durch die südwestlich angrenzende Sport-

platznutzung und der geplanten Stellplatzfläche sowie den Eingrünungsmaßnahmen 

im südöstlichen Teil des Plangebietes werden die Beeinträchtigungen auf das Orts- 

und Landschaftsbild möglichst gering gehalten. Der höchste Bereich des Plangebie-

tes wird von einer Bebauung mit Hauptbaukörpern freigehalten, um die Höhenent-

wicklung der Bebauung zu begrenzen. 

Nebengebäuden, Garagen und Carports haben einen Abstand von mindestens 

3,00 m zur Straßenbegrenzungslinie einzuhalten. Hierdurch wird vor Allem im Bereich 

der Zufahrten die Verkehrssicherheit erhöht und der Straßenraum klarer gegliedert. 

Zudem können die Hauptbaukörper besser in den öffentlichen Straßenraum wirken, 

wenn diese nicht durch Nebenbauten verdeckt werden. 
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Die max. Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden wird in Abhängigkeit zur Grund-

stücksgröße begrenzt. Dadurch wird eine Annäherung an eine gemeindetypische 

Wohndichtdichte erlangt. Neben der vorgesehenen Wohnnutzung wird damit eben-

falls die beabsichtigte Schaffung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben 

verdeutlicht. 

Für die Festlegung von Gestaltungsvorgaben bestehen im Plangebiet lediglich ge-

ringfügige Anforderungen, da das Gebiet weitgehend abgeschirmt liegt. Aufgrund 

der Absicht neben dem Wohnen auch nicht wesentlich störende Gewerbetriebe 

anzusiedeln und der baulichen Vorprägung der Umgebung werden lediglich wenige 

grundlegende Festlegungen aufgenommen. Es wird eine Mindestdachneigung vor-

gesehen, wodurch quaderähnliche Gebäudeformen verhindert werden, diese wür-

den nicht zur Umgebung passen und bei einer entsprechenden voluminösen Aus-

breitung der Baukörper das Landschaftsbild beeinträchtigen. Glänzende Materialien 

werden ausgeschlossen, um Störwirkungen entgegenzuwirken. Garagen und Ne-

bengebäude sollen sich in der Farb- und Materialwahl dem Hauptbaukörper annä-

hern, um auf eine bauliche Zusammengehörigkeit hinzuweisen und allzu starke Ge-

staltungskontraste zu verhindern. 

4.2. Verkehrliche Erschließung 

Die Anbindung des Plangebietes an das örtliche Straßennetz erfolgt über eine öffent-

liche Erschließungsstraße am nordwestlichen Plangebietsrand, parallel zur bestehen-

den Zufahrt der angrenzenden Landschlachterei. Aufgrund des ansteigenden Ge-

ländes sind Bodenbewegungen vorzunehmen. Dabei ist auf die Höhenlage des 

Nachbargrundstücks Rücksicht zu nehmen. 

Die Erschließungsstraße innerhalb des Plangebietes verläuft vom Anschlusspunkt an 

die Landesstraße als Stichstraße in den zentralen Planbereich und erschließt damit 

die übrigen Baugebiete sowie die Stellplatzfläche für die südwestlich angrenzende 

Sportanlage. Auf dem Bedarfsparkplatz für den Sportplatz wird die Möglichkeit be-

rücksichtigt, zu wenden. 

Für den ruhenden Verkehr werden im Rahmen der Erschließungsplanung öffentliche 

Besucherparkplätze dezentral im Straßenraum vorgesehen. Der private Stellplatzbe-

darf ist auf den jeweiligen Baugrundstücken unterzubringen. Bei stattfindenden Ver-

anstaltungen auf der angrenzenden Sportanlage ist die Parkplatzfläche im Südwes-

ten in Anspruch zu nehmen.  

4.3. Maßnahmen der Grünordnung 

Zur Abschirmung des Plangebietes gegenüber der offenen Landschaft werden 

Baumpflanzungen auf der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Pflanz-

streifen am südwestlichen Plangebietsrand vorgesehen. Die Bezeichnung - private 
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Grünfläche - weist darauf hin, dass unabhängig von dem zukünftigen Grundstücks-

eigentümer kein Anspruch auf eine öffentliche Zugänglichkeit dieser Fläche besteht. 

Zum Schutz der an das Plangebiet angrenzenden Gehölze wird am nördlichen Plan-

gebietsrand ein Grünstreifen festgesetzt. Auf dieser Fläche sind bauliche Anlagen 

und Versiegelungen unzulässig, damit werden von den angrenzenden Gehölzen 

sowohl die Kronen als auch die Wurzelbereiche ausreichend vor Beeinträchtigungen 

geschützt. Die Bezeichnung - private Grünfläche - weist darauf hin, dass unabhängig 

von dem zukünftigen Grundstückseigentümer kein Anspruch auf eine öffentliche 

Zugänglichkeit dieser Fläche besteht. 

Um das natürliche Geländeniveau nach der Bebauung weiter erlebbar zu halten 

und Nachbarschaftskonflikte zu vermeiden, werden Festlegungen getroffen, welche 

zum Ziel haben die vorhandene Geländeform mit einer gewissen Toleranz zu erhal-

ten. Dieses liegt auch im Sinne der Zweckmäßigkeit der getroffenen planungsrechtli-

chen Festsetzungen. Die Höhen von Stützmauern und das Böschungsverhältnis wer-

den auf ein angemessenes Maß begrenzt, um störende Wandhöhen und steile Bö-

schungen zu vermeiden. Dabei werden je nach Baugebiet teilweise differenzierte 

Festsetzungen getroffen, aufgrund der unterschiedlichen Geländesituation zwischen 

nördlichem und südlichem Bereich des Plangebietes. 

Zur Minimierung von zusätzlichen Vollversiegelungen des Bodens sind Grundstückszu-

fahrten und die befestigten Flächen auf den Baugrundstücken (Stellplätze, Wege) 

wasserdurchlässig herzustellen. Die Festsetzungen zur Versickerung und zur Verwen-

dung wasserdurchlässiger Belege im Plangebiet minimieren die Eingriffe in die 

Schutzgüter Boden und Wasser und mindern demzufolge den Eingriff in den Natur-

haushalt. 

4.4. Immissionen 

Lärmimmissionen. Zur Beurteilung möglicher Lärmimmissionen im Plangebiet, wurde 

eine Lärmuntersuchung erstellt (Büro für Bauphysik (2017): Lärmuntersuchung B-Plan 

16. Gemeinde Schönberg). Untersucht wurden die auf das Plangebiet einwirkenden 

Lärmimmissionen von öffentlichen Straßen, Landschlachterei Haßler, Lebensmittella-

den sowie Sportveranstaltungen. Die MI-Orientierungswerte für Verkehrslärm in Höhe 

von 60/50 dB(A) werden im Plangebiet weitgehend eingehalten. Überschreitungen 

ergeben sich lediglich im Nahbereich der Alten Poststraße. An der der Straße am 

nächsten gelegenen Baugrenze ergeben sich Beurteilungspegel von bis zu Lr = 62/57 

dB(A) tags/nachts, womit dort die Orientierungswerte um 2/7 dB(A) tags/nachts 

überschritten sind. Die Schwellwerte der Gesundheitsgefährdung von 70/60 dB(A) 

werden aber nicht erreicht. Lärmschutzwände sind aus städtebaulichen Gründen 

nicht möglich. Als Lärmschutzmaßnahmen werden deshalb Maßnahmen zur Grund-

rissgestaltung und ersatzweise auch passive Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen 

und im Bebauungsplan festgesetzt. Die durch Schlachterei und Lebensmittelladen 



Gemeinde Schönberg Bebauungsplan Nr. 16 

___________________________________________________________________________________________ 

www.planlabor.de 24 

verursachten Gewerbelärmimmissionen halten abgesehen von einer marginalen 

Überschreitung auf einer sehr kleinen Teilfläche den Orientierungswert tags ein. Der 

Nachtbetrieb beider Betriebe führt jedoch zu nennenswerten Überschreitungen des 

Orientierungswertes auf einer Teilfläche. Für diesen Teilbereich wird im Bebauungs-

plan festgelegt, dass dieses Gebiet von Wohnnutzungen freizuhalten ist. Für gewerb-

liche Nutzungen ist kein erhöhter Schutzanspruch in der Nachtzeit erforderlich. Die 

durch Sportveranstaltungen verursachten Immissionen halten die Immissionsrichtwer-

te sowohl im Bestand als auch innerhalb des Plangebietes überall ein. 

5. Ver- und Entsorgung 

5.1. Entwässerung 

Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser kann nur in Teilbereichen des 

Plangebiets zur Versickerung gebracht werden (siehe Baugrunderkundung und 

-beurteilung des Ingenieurbüros für Geotechnik, Pöhler, vom 19.11.2017). Das anfal-

lende Niederschlagswasser der übrigen Flächen wird gefasst und über neu herzustel-

lende Rohrleitungen im Verlauf der öffentlichen Verkehrsflächen in Richtung Süden 

geleitet. Hier wird das Wasser von einer ebenfalls neu herzustellenden Regenwasser-

vorflutleitung aufgenommen und parallel zur Flurstücksgrenze des Flurstücks 93 auf 

diesem in Richtung Süden bis zu einem vorhandenen Teich an der nördlichen Grund-

stücksgrenze des Flurstücks 4/36 geleitet. Dieser Teich wird, entsprechend dem hyd-

raulischen Erfordernis für die Funktion einer Regenwasserrückhaltung, parallel zur 

Grundstücksgrenze des Flurstücks 4/36, in Richtung Osten / Nordosten erweitert. Das 

im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser wird hier zurückgehalten und zeitver-

setzt, gedrosselt an die nachfolgenden Leitungs- und Gewässersysteme abgegeben. 

Die neu herzustellende Ablaufleitung der herzustellenden Regenwasserrückhaltung 

schließt nach Querung des Flurstücks 4/36 bei Gewässer-Station 0+699 an das Ver-

bandsgewässer 1.34.19.13.1 an. 

5.2. Löschwasserversorgung 

Für die öffentlichen Verkehrsflächen sind die entsprechenden Bestimmungen unter 

§ 5 der Landesbauordnung sinngemäß zu beachten. Laut Erlass des Innenministeri-

ums vom 30. August 2010 - IV 334-166.701.400 - ist für das Gebiet eine Löschwasser-

menge von 48 cbm/h für eine Löschdauer von 2 Stunden bereitzuhalten. Sind in dem 

Gebiet weiche Bedachungen und/oder nicht mindestens feuerhemmende Außen-

wände geplant (mittlere bis große Brandausbreitungsgefahr) ist eine Löschwasser-

menge von bis zu 96 cbm/h für eine Löschdauer von 2 Stunden bereitzuhalten. 

5.3. Abfallentsorgung 

Die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein GmbH) erfüllt im Auftrag des Kreises Herzog-

tum Lauenburg, der öffentlich rechtlicher Entsorgungsträger ist, alle Aufgaben der 

Abfallentsorgung. In diesem Zusammenhang gelten die „Allgemeinen Geschäftsbe-
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dingungen des Kreises Herzogtum Lauenburg für die Entsorgung von Abfällen aus 

privaten Haushaltungen“. Für Gewerbebetriebe gelten die „Allgemeine Geschäfts-

bedingungen der Abfallwirtschaft Südholstein GmbH – AWSH – für die Entsorgung 

von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen“. Hier-

nach sind der AWSH die Pflichten und Rechte des Kreises in diesem Zusammenhang 

übertragen worden. 

Im vorliegenden Plangebiet ist für die Müllfahrzeuge eine Wendemöglichkeit mit ei-

nem Durchmesser von min. 22 m vorgesehen. Zu den weiter südlich geplanten Park-

plätzen wird ein ausreichender Mindestabstand eingehalten. Bei der Planung der 

Wendeanlage für Müllfahrzeuge werden im Rahmen der nachgelagerten Erschlie-

ßungsplanung die Vorgaben der RASt 06 sowie die Unfallverhütungsvorschriften der 

Berufsgenossenschaft eingehalten. Die Wendemöglichkeit selbst wird dabei frei von 

Störfaktoren gehalten, wie bspw. innerhalb des Wendekreises gelegene oder direkt 

angrenzende Parkplätze. 

 

Skizze der Wendeanlage für die Müllfahrzeuge 

5.4. Sonstige technische Infrastruktur 

Hinweis der Schleswig-Holstein Netz AG:  

Es bestehen keine Bedenken gegen Inhalte und Ziele der Planungen. Bei der Maß-

nahme ist das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten“ zu be-

rücksichtigen. Das Merkblatt wird auf Anfrage zu einer Leitungsauskunft oder über 
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die Website www.sh-netz.com zur Verfügung gestellt. Für die Planung notwendige 

Bestandspläne der Schleswig-Holstein Netz AG sind erhältlich unter: leitungsaus-

kunft@sh-netz.com. Es wird darauf hingewiesen, dass der Tiefbau für Versorgungslei-

tungen vom Bauträger zu stellen ist. 

Hinweis der Vereinigten Stadtwerke Netz GmbH:  

Es besteht die Möglichkeit, den Bebauungsplan an die Breitbandversorgung der 

Vereinigte Stadtwerke Netz GmbH anzuschließen. 

Hinweis der Vodafone Kabel Deutschland GmbH:  

Eine Ausbauentscheidung wird nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien getroffen. 

Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend der Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei 

Interesse wird gebeten sich mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung zu setzen: 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH; Neubaugebiete KMU; Südwestpark 15; 90449 

Nürnberg; Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de. Es wird gebeten, einen Erschlie-

ßungsplan des Gebietes der Kostenanfrage beizufügen. 

6. Archäologie 

Es wird auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat 

dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutz-

behörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den 

Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs-

sers, auf oder in dem der Fund liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, 

die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines 

der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das 

Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 

ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 

Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-

nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-

heit. 

7. Kosten 

Durch die Inhalte des Bebauungsplanes sind überschlägig folgende Kosten zu erwar-

ten: 
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Straßenbau: Ca. 250.000 € 

Ver- u. Entsorgung: Ca. 190.000 € 

Grünplanung: Ca. 2.000 €. 

Ausgleichsfläche: Ca. 14.000 €. 

 

8. Billigung der Begründung 

Die Begründung des Bebauungsplanes Nr. 16 der Gemeinde Schönberg wurde von 

der Gemeindevertretung in der Sitzung am                             gebilligt. 

Schönberg,  

   Bürgermeister 

 


